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Gesetzentwurf 

des Bundesrates 


Entwurf eines . . . Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Deutsche Bundesbank 


A. Zielsetzung 

Vermeidung von Konflikten beim Vorschlagsrecht der Länder für 
die Bestellimg des Präsidenten einer Landeszentralbank. 


B. Lösung 

Ergänzung des Gesetzes über die Deutsche Bimdesbank zur 
Bestiimnung einer Reihenfolge bei der Ausübimg des Vorschlags- 
rechts. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 


Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. Juni 1993 

021 (412) — 550 11 — Bu 1/93 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Gnmdgesetzes den vom 
Bundesrat in seiner 654. Sitzung am 26. März 1993 beschlossenen Entwurf eines . . . 
Gesetzes ziu Ändenmg des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank mit Begrün- 
dung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bimdesministerium der Finanzen. 

Die Auffassung der Bimdesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellimgnahme dargelegt. 


Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines . . . Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Deutsche Bundesbank 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Das Gesetz über die Deutsche Bundesbank in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1992 
(BGBl. I Seite 1782) wird wie folgt geändert: 


§1 

In § 8 Abs. 4 werden folgende Sätze 3 bis 5 
eingefügt: 

„Für die in Absatz 1 Nr. 3 bis 5, 8 imd 9 genannten 
Bereiche sollen sich die jeweils beteiligten Länder auf 
einen gemeinsamen Vorschlag einigen. Kommt es 


nicht zu dieser Einigimg, machen die zuständigen 
Stellen der jeweils dazugehörenden Länder in der 
ihrer Einwohnerzahl entsprechenden Reihenfolge, 
beginnend mit dem einwohnerstärksten Land, den 
Vorschlag. Soweit der Präsident einer Landeszentral- 
bank bei Ausdehnung des Geschäftsbereichs auf ein 
neues Land im Amt verblieben ist, gilt dies als 
Ausübung des Vorschlagsrechts." 


§2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündimg in 
Kraft. 
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Begründung 


Das Gesetz über die Deutsche Bundesbank bedarf 
ergänzender Regelungen für die Bestellung des Prä- 
sidenten einer Landeszentralbank, wenn der Ge- 
schäftsbereich der Landeszentralbank mehrere Län- 
der umfaßt imd sich die Länder nicht auf einen 
gemeinsamen Kandidaten verständigen. 

Zwar läßt bereits das geltende Recht zu, daß auch 
jedes Land, das nicht allein einen Landeszentralbank- 
bereich bildet, einen Vorschlag zur Bestellimg des 
Präsidenten der Landeszentralbank seines Bereichs 
macht. 

Für den Fall, daß sich die jeweüs zu einem Bereich 
gehörenden Länder nicht auf einen gemeinsamen 
Vorschlag einigen, können dem Bundesrat für einen 
Landeszentralbankbereich gleichzeitig imterschiedli- 
che Vorschläge imterbreitet werden. Der Bimdesrat 
entscheidet in einem solchen Fall einen zwischen den 


Ländern bestehenden Konflikt. Dies widerspricht dem 
Föderalismusprinzip, das mit dem Vorsdüagsrecht 
der Länder gerade gestärkt werden soll. 

Dem soll mit dem Gesetzesantrag begegnet werden. 
Dabei wird die Vorrangigkeit eines einvemehmlichen 
Vorschlags ausdrücklich hervorgehoben. Kommt es 
trotz intensiver Bemühimgen nicht zu einer Verstän- 
digung, ist vorgesehen, daß für die in § 8 Abs. 1 Nr. 3 
bis 5, 8 luid 9 genaimten Bereiche jeweils nur ein Land 
einen Vorschlag macht. Die Reihenfolge der Länder 
ergibt sich aus ihren Einwohnerzahlen, begiimend mit 
dem einwohnerstärksten Land. Stellte ein altes Land 
bereits den Präsidenten, da der Geschäftsbereich der 
Landeszentralbank zum 1. November 1992 lediglich 
auf ein neues Land erweitert wurde, soll das Land mit 
dem Vorschlagsrecht beginnen, das bisher den Präsi- 
denten nicht gestellt hat. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung zum Gesetzentwurf des Bundesrates 


Der Bundesrat hält seinen Gesetzentwurf für nicht 
zustünmungsbedürftig. Dem stimmt die Bundesregie- 
rung ausdrücklich zu. 

Die Bundesregierung hält die bestehenden Vorschrif- 
ten über das Verfahren zur Bestellimg der Präsidenten 
der Landeszentralbanken für sachgerecht. Sie sieht 
insoweit keinen Handlungsbedarf für den Gesetz- 
geber. 

Nach geltender Rechtslage werden die Präsidenten 
der Landeszentralbanken vom Bundespräsidenten 
auf Vorschlag des Bundesrats bestellt. Der Bundesrat 
macht seinen Vorschlag aufgruud eines Vorschlags 
der betroffenen Landesregierungen. 

Dieses Verfahren berücksichtigt in angemessener 
Weise die Rechte der betroffenen Länder. Jedes Land 
kann bei der Bestellung des Präsidenten der Landes- 
zentralbank seine Vorstellungen gleichberechtigt mit 
denjenigen der anderen betroffenen Länder einbrin- 
gen. 

Die geltende Fassung von § 8 Abs. 4 BBankG geht 
davon aus, daß sich im Falle einer länderübergreifen- 
den Landeszentralbank die beteiligten Länder auf 
einen einvemehmlichen Vorschlag verständigen 
(siehe Begründung zu dem Entwurf eines Vierten 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Deut- 
sche Bundesbank, Drucksache 12/1869 zu Nr. 2). 


Der Gesetzentwurf des Bundesrates sieht demgegen- 
über vor, daß bei einer Nichteinigung die Länder in 
der ihrer Einwohnerzahl entsprechenden Reihenfolge 
das Vorschlagsrecht ausüben. Dies würde nach Auf- 
fassung der Bimdesregienmg zu einer qualitativen 
Abstufung zwischen den beteiligten Ländern nach 
Mcißgabe der Bevölkerungszahl führen. 

Außerdem würden die einzelnen beteiligten Länder, 
da sie sich entweder mit den anderen beteiligten 
Ländern auf einen Vorschlag einigen oder auf ihr 
Vorschlagsrecht zugunsten des nächsten einwohner- 
stärksten Landes verzichten müßten, in ihren beste- 
henden Rechten geschmälert. 

Im übrigen könnte der Vorschlag des Bimdesrates im 
Fall einer drei Länder umfassenden Landeszentral- 
bank dazu führen, daß jedes Land — bei einer 
Regelbestellzeit des Präsidenten der Landeszentral- 
bank von acht Jahren — nur alle 24 Jahre sein 
Vorschlagsrecht ausüben köimte. 

Der vorgeschlagene Gesetzentwurf könnte schließ- 
lich tendenziell Wiederbestellungen erschweren und 
damit zu einer nicht erwünschten Verkürzung der 
Amtszeiten der Mitgheder des Zentralbankrates füh- 
ren. 
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